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I. BÜRGERLICHES RECHT, 
HANDELSRECHT, WIRTSCHAFTSRECHT

1. Allgemeiner Teil des BGB

Nr. Seite

1 Wendet sich der Emittent von Wertpapieren ausdrücklich auch an das 
unkundige und börsenunerfahrene Publikum, so bestimmt sich der 
Empfängerhorizont für Prospekterklärungen nach den Fähigkeiten 
und Erkenntnismöglichkeiten eines durchschnittlichen (Klein-)Anle- 
gers, der sich allein anhand der Prospektangaben über die Kapitalanlage 
informiert und über keinerlei Spezialkenntnisse verfügt............................  1

10 a) D er Inhalt eines unter Einsatz elektronischer Kommunikationsmittel 
über ein automatisiertes Buchungs- oder Bestellsystem an ein Unter­
nehmen gerichteten Angebots und einer korrespondierenden Willenser­
klärung des Unternehmens ist nicht danach zu bestimmen, wie das 
automatisierte System das Angebot voraussichtlich deuten und verar­
beiten wird. Maßgeblich ist vielmehr, wie der menschliche Adressat 
die jeweilige Erklärung nach Treu und Glauben und der Verkehrssitte 
verstehen darf.
b) Gibt ein Flugreisender in die über das Internet zur Verfügung ge­
stellte Buchungsmaske eines Luftverkehrsunternehmens, die den H in­
weis enthält, dass eine Namensänderung nach erfolgter Buchung nicht 
mehr möglich sei und der angegebene Name mit dem Namen im Aus­
weis übereinstimmen müsse, in die Felder für Vor- und Zunamen des 
Fluggastes jeweils »noch unbekannt« ein, kommt ein Beförderungsver- 
trag regelmäßig weder durch die Buchungsbestätigung noch durch die 
Einziehung des Flugpreises zustande................................................................. 126

13 D er Beginn der Verjährung des bodenschutzrechtlichen Ausgleichsan­
spruchs nach §24  Abs. 2 Satz 4, 2. Alt. BBodSchG setzt die Beendigung 
der gesamten im Einzelfall erforderlichen beziehungsweise angeordne­
ten Maßnahmen voraus..........................................................................................  153

15 Betriebsratsmitglieder, die als Vertreter des Betriebsrats mit einem Bera­
tungsunternehmen eine Beratung vereinbaren, die zur Erfüllung der 
Aufgaben des Betriebsrats gemäß §111 BetrVG nicht erforderlich ist,
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können gegenüber dem Beratungsunternehmen -  vorbehaltlich der Be­
stimmungen in § 179 Abs. 2 und 3 B G B  -  entsprechend § 179 B G B  haf­
ten, soweit ein Vertrag zwischen dem Beratungsunternehmen und dem 
Betriebsrat nicht wirksam zustande gekommen ist......................................  174

16 a) Die Domainbedingungen der Domain-Registrierungsstelle D E N IC  
eG von 2004 erfordern für einen Providerwechsel einen diesbezüglichen 
vom Domaininhaber autorisierten Auftrag. Nach den Erläuterungen 
der D E N IC  zum Providerwechsel (Stand: 29. O ktober 2003) kommt 
dem Schweigen des bisher die Domain verwaltenden D EN IC-M itglieds 
auf Anfragen der Beklagten, zu einem Providerwechselauftrag Stellung 
zu nehmen, nicht der Erklärungswert zu, dass das bisher die Domain 
verwaltende DEN IC -M itglied im Namen des Domaininhabers dem 
Providerwechsel zustimmt und damit den neuen Provider im Wege 
der Erteilung einer Außenvollmacht bevollmächtigt,
b) Schließt die Domain-Registrierungsstelle D E N IC  eG sukzessive 
mehrere Domainverträge bezüglich derselben Domain ab, so ist die 
Frage, welchen Vertrag sie erfüllen muss, grundsätzlich nach dem Prio­
ritätsprinzip zu Gunsten desjenigen zu beantworten, der als erster den 
Domainvertrag abgeschlossen hat.......................................................................  195

2. Schuldverhältnisse

a) Allgemeine Vorschriften

1 a) Wendet sich der Emittent von Wertpapieren ausdrücklich auch an 
das unkundige und börsenunerfahrene Publikum, so bestimmt sich 
der Empfängerhorizont für Prospekterklärungen nach den Fähigkeiten 
und Erkenntnismöglichkeiten eines durchschnittlichen (Klein-)Anle- 
gers, der sich allein anhand der Prospektangaben über die Kapitalanlage 
informiert und über keinerlei Spezialkenntnisse verfügt.
b) In diesem Fall gehört zu den tatsächlichen und rechtlichen Verhält­
nissen, die für die Beurteilung der angebotenen Wertpapiere notwendig 
und daher richtig und vollständig in einem Wertpapier-Verkaufspro­
spekt darzustellen sind, auch die Möglichkeit der Erteilung nachteiliger 
Weisungen durch eine beherrschende Konzernmuttergesellschaft an 
eine beherrschte Konzerntochtergesellschaft und die damit verbundene
-  erhöhte -  Gefahr für die Rückzahlung der an die Konzerntochterge­
sellschaft gezahlten Anlegergelder.
c) Als Verantwortliche, von denen der Erlass des Prospekts ausgeht 
(Prospektveranlasser), werden die Personen erfasst, die ein eigenes wirt­
schaftliches Interesse an der Emission der Wertpapiere haben und darauf 
hinwirken, dass ein unrichtiger oder unvollständiger Prospekt veröf-
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fentlicht wird. Durch diese Regelung soll eine Lücke bei den Haftungs­
verpflichteten geschlossen werden; insbesondere sollen auch Konzern­
muttergesellschaften in die Haftung einbezogen werden, wenn eine 
Konzerntochtergesellschaft Wertpapiere emittiert........................................  1

12 Nach § 2  Abs. 2 Satz 2 AVBFernwärmeV bestimmte Preise für die L ie­
ferung von Fernwärme unterliegen nicht der gerichtlichen Billigkeits­
kontrolle in entsprechender Anwendung von § 315 Abs. 3 B G B ...........  144

16 Schließt die Domain-Registrierungsstelle D E N IC  eG sukzessive meh­
rere Domainverträge bezüglich derselben Domain ab, so ist die Frage, 
welchen Vertrag sie erfüllen muss, grundsätzlich nach dem Prioritäts­
prinzip zu Gunsten desjenigen zu beantworten, der als erster den D o ­
mainvertrag abgeschlossen hat..................... ........................................................ 195

24 Die im Preis- und Leistungsverzeichnis eines Kreditinstituts enthaltene 
Bestimmung über die Kontoführungsgebühr für ein Pfändungsschutz­
konto ist im Verkehr mit^ Verbrauchern gemäß §307 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2 Nr. 1 B G B  unwirksam, w'cnn hiernach
-  der Kunde bei Umwandlung seines schon bestehenden Girokontos in 
ein Pfändungsschutzkonto ein über,der für das Girokonto zuvor verein­
barten Kontoführungsgebühr liegendes Entgelt zu zahlen hat oder
-  das Kreditinstitut bei der Neueinrichtung'eines Pfändungsschutzkon­
tos ein Entgelt verlangt, das über der Kontoführungsgebühr für ein 
Neukunden üblicherweise als Gehaltskonto angebotenes Standard­
konto mit vergleichbarem Leistungsinhalt liegt.............................................  298

30 Preis eines Finanzinstruments im Sinne des § 312d Abs. 4 Nr. 6 B G B  ist 
nicht nur ein unmittelbar auf dem Finanzmarkt gebildeter Börsenpreis, 
sondern auch ein den Marktpreis mittelbar beeinflussender Basiswert, 
der seinerseits Schwankungen auf dem Finanzmarkt unterliegt............... 375

b) Einzelne Verträge und vertragsähnliche Verhältnisse

5 Die Verletzung der in einem Gewerberaummietvertrag vereinbarten
Konkurrenzschutzklausel durch den Vermieter stellt einen Mangel der 
Mietsache gemäß § 536 Abs. 1 Satz 1 B G B  dar, der zur Minderung der 
Miete führen kann..................................................................................................... 50

6 a) Eine ordentliche Kündigung wegen Zahlungsverzugs ist auch unter­
halb der für die fristlose Kündigung geltenden Grenze des § 543 Abs. 2 
Nr. 3 B G B  möglich. Eine nicht unerhebliche Pflichtverletzung des Mie-
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ters liegt jedoch nicht vor, wenn der Mietrückstand eine Monatsmiete 
nicht übersteigt und die Verzugsdauer weniger als einen Monat beträgt, 
b) § 569 Abs. 3 Nr. 3 B G B  findet keine entsprechende Anwendung auf 
die ordentliche Kündigung.................................................................................... 64

7 a) Die sich aus § 5 Abs. 1 Satz 1 E E G  2009 ergebende Verpflichtung des 
Netzbetreibers, Anlagen zur Erzeugung von Strom aus Erneuerbaren 
Energien oder Grubengas an sein Netz anzuschließen, besteht auch 
dann nur für den unter gesamtwirtschaftlicher Betrachtung günstigsten 
Verknüpfungspunkt, wenn dieser Verknüpfungspunkt Bestandteil sei­
nes eigenen Netzes ist.
b) D er Anlagenbetreiber kann bei der Ausübung seines Wahlrechts 
nach §5  Abs. 2 E EG  2009 auch den Verknüpfungspunkt wählen, der 
die in der Luftlinie kürzeste Entfernung zum Standort der Anlage auf­
weist. Einer solchen Wahl steht der Einwand des Rechtsmissbrauchs 
(§242 B G B ) entgegen, wenn die dem Netzbetreiber hierdurch entste­
henden Kosten nicht nur unerheblich über den Kosten eines Anschlus­
ses an dem gesamtwirtschaftlich günstigsten Verknüpfungspunkt lie­
gen.................................................................................................................................  73

11 a) § 439 Abs. 1 Alt. 2 B G B  ist richtlinienkonform dahin auszulegen, 
dass die Nacherfüllungsvariante »Lieferung einer mangelfreien Sache« 
neben dem Ausbau und Abtransport der mangelhaften Kaufsache 
auch den Einbau der als Ersatz gelieferten Sache erfasst.
b) Diese richtlinienkonforme Auslegung des § 439 Abs. 1 Alt. 2 B G B  ist 
auf den Verbrauchsgüterkauf (§ 474 B G B ) beschränkt und erstreckt sich 
nicht auf Kaufverträge zwischen Unternehmern oder zwischen Ver­
brauchern..................................................................................................................... 135

12 Als »gleichartige Versorgungsverhältnisse« im Sinne von § 2  Abs. 2
Satz 2 AVBFernwärmeV kommen in erster Linie die von dem Fernwär­
meversorger in dem Versorgungsgebiet geschlossenen Fernwärmeliefe­
rungsverträge mit anderen Endabnehmern in Betracht............................... 144

15 Ein Vertrag, den der Betriebsrat zu seiner Unterstützung gemäß § 111 
Satz 2 BetrVG mit einem Beratungsunternehmen schließt, ist wirksam, 
soweit die vereinbarte Beratung zur Erfüllung der Aufgaben des Be­
triebsrats erforderlich ist und der Betriebsrat daher einen Kostenerstat- 
tungs- und Freistellungsanspruch gegen den Arbeitgeber gemäß § 40 
Abs. 1 BetrVG hat. Die Grenzen des dem Betriebsrat bei der ex ante-Be- 
urteilung der Erforderlichkeit der Beratung zustehenden Spielraums 
sind im Interesse der Funktions- und Handlungsfähigkeit des Betriebs­
rats nicht zu eng zu ziehen.
D er Betriebsrat kann sich im Rahmen eines solchen Vertrags zur Zah­
lung eines Entgelts verpflichten........................................................................... 174



c) Unerlaubte Handlung

Eine Haftung des Waldbesitzers wegen Verletzung der Verkehrssiche­
rungspflicht besteht grundsätzlich nicht für waldtypische Gefahren. ..

a) Die den Veterinärbehörden im Zusammenhang mit der Vorberei­
tung, Durchführung und Auswertung von BSE-Tests an Rindern in ei­
nem Schlachthof obliegenden Amtspflichten entfalten grundsätzlich 
keine drittgerichtete Schutzwirkung zugunsten der Unternehmen, die 
vom Schlachthof -  oder auch von einem »Zwischenlieferanten« -  
Schlachtprodukte erwerben und diese weiter veräußern oder verarbei­
ten.
b) Unterrichtet die Veterinärbehörde einen Abnehmer, bei dem sich die
vorläufig sichergestellte Ware befindet, im Zusammenhang mit der Frei­
gabe der Ware darüber, dass die (vermeintlich vollständig) durchgeführ­
ten BSE-Tests negativ verlaufen seien, so schafft sie dadurch einen un­
mittelbaren Vertrauenstatbestand für die ordnungsgemäße Durchfüh­
rung der Untersuchungen und haftet dem Adressaten der Mitteilung 
auf Ersatz seines VertraueDS^chadens.................................................................

3. Handelsrecht, Handelsgesellschaften

a) §90a H G B  findet auf Wettbewerbsabreden Anwendung, die nach 
der formellen Beendigung des Handelsvertretervertrags vereinbart wer­
den, wenn sich die Parteien über wesentliche Elemente der Wettbe­
werbsabrede schon während der Laufzeit des Handelsvertretervertrages 
geeinigt haben.
b) Sieht das Wettbewerbsverbot eine Überschreitung der in § 90a Abs. 1
Satz 2 H G B  genannten zeitlichen, örtlichen und/oder gegenständlichen 
Grenzen vor, so ist es nicht insgesamt unwirksam, sondern nur im U m ­
fang der Überschreitung.........................................................................................

4. Erfinder- und Patentrecht

a) Die uneingeschränkte Patentierung von Vorläuferzellen, die aus 
menschlichen embryonalen Stammzellen gewonnen werden, ist gemäß 
§2  Abs. 2 S a tz l Nr. 3 PatG ausgeschlossen, wenn in der Patentschrift 
ausgeführt wird, als Ausgangsmaterial kämen Stammzelllinien und 
Stammzellen in Betracht, die aus menschlichen Embryonen gewonnen 
werden.
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b) § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 PatG steht der Patentierung in der genannten 
Konstellation nicht entgegen, wenn der Patentanspruch dahin einge­
schränkt wird, dass Vorläuferzellen aus humanen embryonalen Stamm­
zellen, bei deren Gewinnung Embryonen zerstört worden sind, nicht 
umfasst sind.
c) Menschliche Stammzellen, die ohne Zerstörung von Embryonen ge­
wonnen wurden, sind nicht deshalb als Embryonen im Sinne von §2 
Abs. 2 Nr. 3 PatG anzusehen, weil aus ihnen durch Kombination mit an­
deren Zellen möglicherweise ein entwicklungsfähiger Embryo erzeugt 
werden kann. (»Neurale Verläuferzellen II« ) ...............................................

5. Urheberrecht

21 a) Der in Fällen offensichtlicher Rechtsverletzung bestehende Anspruch 
aus § 101 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 UrhG auf Auskunft gegen eine Person, die in 
gewerblichem Ausmaß für rechtsverletzende Tätigkeiten genutzte 
Dienstleistungen erbrachte, setzt nicht voraus, dass die rechtsverlet'/.en- 
den Tätigkeiten das Urheberrecht oder ein anderes nach dem Urhe­
berrechtsgesetz geschütztes Recht in gewerblichem Ausmaß verletzt ha­
ben.
b) Die Begründetheit des Antrags nach § 101 Abs. 9 Satzl UrhG auf 
Gestattung der Verwendung von Verkehrsdaten zur Erteilung der Aus­
kunft über den Namen und die Anschrift der Nutzer, denen zu 
bestimmten Zeitpunkten bestimmte (dynamische) IP-Adressen zuge- 
wiesen waren, setzt jedenfalls in den Fällen, in denen ein Auskunftsan­
spruch nach § 101 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 U rhG wegen einer offensichtlichen 
Rechtsverletzung gegen eine Person besteht, die in gewerblichem Aus­
maß für rechtsverletzende Tätigkeiten genutzte Dienstleistungen er­
bracht hat, grundsätzlich kein besonderes und insbesondere kein ge­
werbliches Ausmaß der Rechtsverletzung voraus. Ein solcher Antrag 
ist vielmehr unter Abwägung der betroffenen Rechte des Rechtsinha­
bers, des Auskunftspflichtigen und der Nutzer sowie unter Berücksich­
tigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit in aller Regel ohne wei­
teres begründet. (»Alles kann besser werden«) ...........................................

6. WEG

■ 2 a) Es liegt in der Kompetenz der Wohnungseigentümer, die Aufnahme
eines Kredites zur Deckung des Finanzbedarfs der Wohnungseigen­
tümergemeinschaft zu beschließen.

364

257



b) Dagegen fehlt es jedenfalls seit der vom Gesetzgeber nachvollzoge­
nen Anerkennung der Rechtsfähigkeit der Wohnungseigentümerge- 
meinschaft (§10  Abs. 6 Satz 1 W EG ) an der Kompetenz, den Woh­
nungseigentümern eine gesamtschuldnerische Haftung durch Mehr­
heitsbeschluss aufzubürden.
c) Ein Wohnungseigentümer hat grundsätzlich keinen Anspruch da­
rauf, dass die Ausführung eines bestandskräftigen Beschlusses unter­
bleibt; etwas anders gilt nur dann, wenn schwerwiegende Gründe -  
etwa bei einer erheblichen Änderung der tatsächlichen Verhältnisse -  
die Durchführung der bestandskräftig beschlossenen Maßnahme als 
treuwidrig (§242 B G B ) erscheinen lassen........................................................

a) Die Zustimmung des Verwalters zu der Veräußerung von W oh­
nungseigentum nach § 1 2  Abs. 1, 3 W EG  bleibt auch dann wirksam, 
Tenn die Bestellung des Verwalters vor dem in § 878 B G B  genannten 
Zeitpunkt endet.
b) Im Grundbuchverfahren ist grundsätzlich nicht zu prüfen, ob der
Verwalter, dessen Zustimmung zur Veräußerung nach §12  W E G  in 
der Form des §29  Abs. 1 ^GBO^ dem Grundbuchamt vorliegt, auch 
noch in dem Zeitpunkt zum Verwalter bestellt war, in dem der U m ­
schreibungsantrag eingereicht worden ist.........................................................

7. Privates Versicherungsrecht

a) Eine Grundentscheidung der Tarifvertragsparteien, bei deren Umset­
zung und inhaltlicher Ausgestaltung der Satzungsgeber eine weitge­
hende Gestaltungsfreiheit hat, setzt eine wirksame tarifvertragliche Re­
gelung voraus.
b) D er Änderungstarifvertrag Nr. 6 vom 24. November 2011 zum Tarif­
vertrag über die betriebliche Altersversorgung der Beschäftigten des öf­
fentlichen Dienstes (Tarifvertrag Altersversorgung -  ATV) vom 1. März 
2002 stellt hinsichtlich seiner rückwirkend zum 1. Januar 2001 in Kraft 
gesetzten Regelungen zum Gegenwert für Beteiligungen, die vor A b­
schluss dieses Tarifvertrages beendet wurden, eine unzulässige echte 
Rückwirkung dar.
c) Die in §23 Abs. 2 V BLS geregelte volle Berücksichtigung von Versi­
cherten ohne erfüllte Wartezeit bei der Berechnung des Gegenwerts so­
wie die Ausgestaltung des Gegenwerts als Einmalzahlung eines Bar­
werts benachteiligen den ausgeschiedenen Beteiligten unangemessen.
d) D ie  Gegenwertregelung des § 23 Abs. 2 V BLS ist intransparent, weil
nicht alle Berechnungsgrundlagen des Gegenwerts offen gelegt wer­
den..................................................................................................................................
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8. Internationales Privatrecht

20 Ist bei einem internationalen Warenkauf als Lieferklausel der Incoterm 
D D P  (geliefert verzollt) benannter Bestimmungsort vereinbart worden, 
ist für die Bedeutung der Klausel in der Regel auf die Anwendungshin­
weise der Internationalen Handelskammer (IC C ) zurückzugreifen. D a­
nach hat der Verkäufer die geschuldete Lieferleistung am benannten Be­
stimmungsort als Bringschuld zu erfüllen.......................................................  243

II. VERFAHREN

1. Erkenntnisverfahren

19 a) War zur Zeit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens ein Rechtsstreit 
über eine Forderung anhängig, der vom Insolvenzverwalter oder von ei­
nem Insolvenzgläubiger widersprochen wurde, und verfolgt der die 
Forderung Bestreitende seinen Widerspruch nicht, ist der Gläubiger 
der Forderung zur Aufnahme des Rechtsstreits auch dann befugt, 
wenn für die Forderung ein vollstreckbarer Schuldtitel oder ein Endur­
teil vorlag.
b) Ein Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren ist ein Rechtsstreit im 
Sinne von § 180 Abs. 2 InsO, durch dessen Aufnahme die Feststellung 
der bestrittenen Forderung zu betreiben ist. Über einen Zwischenstreit 
über die Wirksamkeit der Aufnahme des Nichtzulassungsbeschwerde­
verfahrens ist entsprechend § 303 ZPO  durch Beschluss zu entscheiden.
c) Gegner des die Feststellung seiner zur Insolvenztabelle angemelde­
ten Forderung betreibenden Gläubigers ist derjenige, der der Forderung 
im Insolvenzverfahren widersprochen hat. E r tritt an die Stelle des 
Schuldners in den aufgenommenen Rechtsstreit ein.
d) D er an die Stelle des Schuldners in den aufgenommenen Rechtsstreit 
eintretende Widersprechende ist an die bisherigen Ergebnisse des 
Rechtsstreits gebunden.
e) Die uneingeschränkte Aufnahme eines Rechtsstreits durch den Gläu­
biger einer zur Insolvenztabelle angemeldeten Forderung ist, wenn der 
Forderung mehrere Personen im Sinne von § 178 Abs. 1 Satz 1 InsO wi­
dersprochen haben, nur wirksam, wenn der Rechtsstreit gegenüber allen 
Widersprechenden aufgenommen wird............................................................. 233
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20 a) Ist bei einem internationalen Warenkauf als Lieferklausel der Inco- 
term D D P (geliefert verzollt) benannter Bestimmungsort vereinbart 
worden, ist für die Bedeutung der Klausel in der Regel auf die Anwen­
dungshinweise der Internationalen Handelskammer (IC C ) zurückzu­
greifen. Danach hat der Verkäufer die geschuldete Lieferleistung am be­
nannten Bestimmungsort als Bringschuld zu erfüllen,
b) Für eine an diesen Bestimmungsort anknüpfende gerichtliche Zu­
ständigkeit des Erfüllungsorts gemäß §29  ZPO  ist es unerheblich, ob 
sich die Vertragsparteien dieser Wirkungen bei Vereinbarung der Lie­
ferklausel bewusst waren........................................................................................  243

2. Rechtsmittelverfahren

19 Ein Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren ist ein Rechtsstreit im Sinne 
von § lb'O Abs. 2 InsO , durch dessen Aufnahme die Feststellung der be­
strittenen Forderung zu betreiben ist. U ber einen Zwischenstreit über 
die Wirksamkeit der Aufnahjne des Nichtzulassungsbeschwerdeverfah­
rens ist entsprechend § 303 Z PO  durch Beschluss zu entscheiden.......... 233

3. Zwangsvollstreckung';<Insolvenz
\

4 a) Die Zahlungsunfähigkeit wird durch eine Zahlung an den Gesell­
schafter nicht im Sinn des § 64 Satz 3 Gm bH G  verursacht, wenn die G e­
sellschaft bereits zahlungsunfähig ist.
b) Bei der Ermittlung der Zahlungsunfähigkeit nach §64 Satz 3 
GmbHG ist eine fällige Forderung des Gesellschafters in der Liquidi­
tätsbilanz zu berücksichtigen.
c) Im Fall des § 64 Satz 3 G m bH G  kann die Gesellschaft die Zahlung an
den Gesellschafter verweigern..............................................................................  42

18 a) Da dem Schuldner im Anwendungsbereich des §850f Abs. 2 Halb­
satz 2 ZPO  dasjenige belassen werden soll, das er zur Deckung des so­
zialhilferechtlichen Existenzminimums im Sinne des SG B X II benötigt, 
sind die dort für die Anrechnung von Einkommen und geldwerten Vor­
teilen maßgebenden Grundsätze auch bei der Ermittlung des ihm pfand­
frei zu belassenden Betrages zu berücksichtigen.
b) Das Vollstreckungsgericht hat zu prüfen, ob der notwendige Bedarf 
des Schuldners ganz oder teilweise durch weitere Einnahmen oder geld- 
werte Naturalleistungen tatsächlich gedeckt ist. Im Umfang der ander­
weitigen Deckung ist der Freibetrag, der dem Schuldner aus seinem ge­
pfändeten Arbeitseinkommen zu belassen ist, herabzusetzen.
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c) Bei nicht getrennt lebenden Ehegatten muss das Vollstreckungsge­
richt ohne Rücksicht auf gesetzliche Unterhaltsansprüche wegen der 
aus § 19 Abs. 1 S G B X II  (2003), § 19 Abs. 1, § 2 7  Abs. 1, A bs.2 S G B X II 
folgenden Wertentscheidung auch die Einkünfte des Ehegatten in die 
Prüfung der Bedarfsdeckung mit einbeziehen................................................ 224

19 a) War zur Zeit der Eröffnung des Insolvenzverfahrens ein Rechtsstreit 
über eine Forderung anhängig, der vom Insolvenzverwalter oder von ei­
nem Insolvenzgläubiger widersprochen wurde, und verfolgt der die 
Forderung Bestreitende seinen Widerspruch nicht, ist der Gläubiger 
der Forderung zur Aufnahme des Rechtsstreits auch dann befugt, 
wenn für die Forderung ein vollstreckbarer Schuldtitel oder ein Endur­
teil vorlag.
b) Ein Nichtzulassungsbeschwerdeverfahren ist ein Rechtsstreit im 
Sinne von § 180 A bs.2 InsO, durch dessen Aufnahme die Feststellung 
der bestrittenen Forderung zu betreiben ist. U ber einen Zwischenstreit 
über die Wirksamkeit der Aufnahme des Nichtzulassungsbeschwer­
deverfahrens ist entsprechend §303 ZPO  durch Beschluss zu entschei­
den.
c) Gegner des die Feststellung seiner zur Insolvenztabelle angemelde­
ten Forderung betreibenden Gläubigers ist derjenige, der der Forderung 
im Insolvenzverfahren widersprochen hat. Er tritt an die Stelle des 
Schuldners in den aufgenommenen Rechtsstreit ein.
d) D er an die Stelle des Schuldners in den aufgenommenen Rechtsstreit 
eintretende Widersprechende ist an die bisherigen Ergebnisse des 
Rechtsstreits gebunden.
e) Die uneingeschränkte Aufnahme eines Rechtsstreits durch den Gläu­
biger einer zur Insolvenztabelle angemeldeten Forderung ist, wenn der 
Forderung mehrere Personen im Sinne von § 178 Abs. 1 Satz 1 InsO wi­
dersprochen haben, nur wirksam, wenn der Rechtsstreit gegenüber allen 
Widersprechenden aufgenommen wird............................................................  233

23 Ist aufgrund einer Eintragung im Genossenschaftsregister dem Rechts­
nachfolger des in einem Vollstreckungstitel bezeichneten Gläubigers 
eine vollstreckbare Ausfertigung des Titels erteilt worden, darf die 
Zwangsvollstreckung nur erfolgen, wenn dem Schuldner zusammen 
mit dem Titel neben der Vollstreckungsklausel ein Auszug aus dem Re­
gister zugestellt wird, welcher den aktuellen Registerinhalt im Zeit­
punkt der Klauselerteilung wiedergibt.............................................................. 292

25 a) § 11 Abs. 1 Satz 4 In s W  ist unwirksam, soweit er anordnet, dass der 
Wert von Gegenständen, an denen Aussonderungsrechte bestehen, der 
Berechnungsgrundlage für die Vergütung des vorläufigen Verwalters 
hinzuzurechnen ist.
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b) Forderungen sind auch bei der Berechnungsgrundlage für die Vergü­
tung des vorläufigen Verwalters mit ihrem Verkehrswert, nicht mit dem 
Nominalwert anzusetzen.
c) Für die Vergütung des vorläufigen Verwalters, der das Unternehmen 
des Schuldners fortgeführt hat, ist bei der Berechnungsgrundlage nur
der Überschuss zu berücksichtigen..................................................................... 322

26 a) Bei der Berechnungsgrundlage für die Vergütung des vorläufigen 
Verwalters findet der Wert eines Gegenstandes, an dem Absonderungs­
rechte bestehen, auch dann Berücksichtigung, wenn der vorläufige Ver­
walter den Gegenstand nicht verwertet.
b) Der Wert eines Gegenstandes, der mit Absonderungsrechten belastet 
ist, wird bei der Berechnungsgrundlage für die Vergütung des vorläufi­
gen Verwalters in dem Umfang berücksichtigt, in dem er den Wert des

erwalteten Vermögens des Schuldners erhöht, auch wenn sich der vor- 
läu>' ’ e Verwalter nicht mit dem Gegenstand befasst hat.
c) Der crt eines Gegenstandes, der wertausschöpfend mit Rechten be­
lastet ist, die zur abgesonderten Befriedigung berechtigen, ist bei der B e­
rechnungsgrundlage für die Vergütung des vorläufigen Verwalters nicht
zu berücksichtigen.................... ^ ............................................................................ 336

27 Lösungsklauseln in Verträgen über die fortlaufende Lieferung von Wa­
ren oder Energie, die an den Insolvenzantrag oder die Insolvenzeröff­
nung anknüpfen, sind unwirksam.......................................................................  348

28 a) Werden vor dem gesetzlichen Dreimonatszeitraum Deckungs­
handlungen des Insolvenzschuldners gegenüber einer ihm nahestehen­
den Person angefochten, braucht der Anfechtungsgegner nicht zu be­
weisen, dass ihm ein Vorsatz des Schuldners, die Gläubiger zu benach­
teiligen, unbekannt war. Bei Prüfung dieser Kenntnis hat der Tatrichter 
die Nähe zum Schuldner im Vornahmezeitpunkt der angefochtenen 
Rechtshandlung aber als Indiz zu würdigen.
b) Eine Person kann einer juristischen Person oder Gesellschaft ohne 
Rechtspersönlichkeit auch nahestehen, wenn ihr als freiberuflicher 
oder gewerblicher Dienstleister alle über die wirtschaftliche Lage des 
Auftraggebers erheblichen Daten üblicherweise im normalen Ge­
schäftsgang zufließen, so dass sie über den gleichen Wissensvorsprung 
verfügt, den sonst ein mit der Aufgabe befasster leitender Angestellter 
des Schuldnerunternehmens hätte (ausgelagerte Buchhaltung).
c) Ist der Anfechtungsgegner von dem Insolvenzschuldner als externer 
Helfer mit der Führung seiner Bücher und internen Konten beauftragt, 
kann er nicht als nahestehende Person angesehen werden, wenn zum 
Vornahmezeitpunkt der angefochtenen Rechtshandlung der Zufluss 
von Buchungsunterlagen aus dem betreuten Unternehmen länger als
ein Vierteljahr stockte..............................................................................................  358
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